
ein rechtskräftiges Urteil zu behandeln. Der Vorwurf 
von Pompoes, mit der von Pauli vertretenen Auffas­
sung werde das Strafbefehlsverfahren nachträglich 
einem gerichtlichen Hauptverfahren gleichgestellt, ist 
u. E. schon deshalb nicht gerechtfertigt, weil diese 
Gleichstellung der Gesetzgeber selbst unter Beachtung 
der beiden Verfahrenswege zu einer Verurteilung vor­
genommen hat.
Welchen Sinn sollte es auch haben, wenn aus den un­
terschiedlichen Regelungen der Verfahrensweisen Ge­
gensätze zwischen den Entscheidungen (Strafbefehl 
oder Urteil) herausgelesen werden? Ein Strafbefehl, der 
rechtskräftig geworden ist, ist nicht nur hinsichtlich 
der Verwirklichung der Strafe einem Urteil gleichge­
stellt, Er hat u. a. auch die Wirkung, daß ein Bürger 
von einem Gericht verurteilt wird. Deshalb ist davon 
auszugehen, daß § 322 Abs. 1 StPO nicht nur dann 
Grundlage für eine Selbstentscheidung des Kassations­
gerichts ist, wenn ein Urteil vorliegt, sondern auch dann, 
wenn eine einem Urteil ausdrücklich gleichgestellte an­
dere Entscheidung wegen unrichtiger Anwendung des 
Strafgesetzes bei bleibenden tatsächlichen Feststellun­
gen aufgehoben werden muß.
Ist aber ein Strafbefehl wie ein Urteil zu behandeln, 
dann muß seine Aufhebung u. E. auch alle Konsequen­
zen einer Selbstentscheidung nach sich ziehen. So ist es 
z. B. möglich, daß auf der Grundlage der nicht ange­
griffenen tatsächlichen Feststellungen ein unrichtiger 
Schuldausspruch korrigiert, eine überhöhte Geldstrafe 
herabgesetzt oder eine Zusatzstrafe aufgehoben wer­
den.
Wird dagegen die Möglichkeit der Selbstentscheidung 
bei Aufhebung eines Strafbefehls verneint, dann führt 
das zur Rechtsunsicherheit für den durch die fehlerhafte 
Verurteilung belasteten Bürger. Das Kassationsgericht 
müßte, statt den die Gesetzlichkeit verletzenden Man­
gel zu beseitigen, ihn nur feststellen. Es bliebe allein 
dem Staatsanwalt überlassen, ob er der Auffassung des 
Kassationsgerichts, daß sin Freispruch gerechtfertigt ist, 
folgt oder nicht.
Denkbar wäre auch, daß das Verfahren nach Aufhe­
bung des Strafbefehls und Zurückverweisung der Sache 
an das Instanzgericht wieder in die Zuständigkeit des 
Staatsanwalts gelangt. Dieser wäre durch die Entschei­
dung nicht gebunden. Er könnte weitere Ermittlungen 
anstellen und ggf. auch Anklage erheben.
Pompoes hält es — im Gegensatz zu der Auffassung des 
Präsidiums des Bezirksgerichts Suhl — für zulässig, daß 
das Kassationsgericht bei Aufhebung des Strafbefehls 
im Urteil zugleich die Rückgabe der Sache an den 
Staatsanwalt beschließt. Er läßt dabei aber die für den 
Verurteilten äußerst bedeutungsvolle Frage unbeant­
wortet, wer zu veranlassen hat, daß z. B. eine bereits 
gezahlte Geldstrafe zurückgezahlt, eine Entschädigung 
für unschuldig verbüßte Haftstrafe gewährt und die 
Eintragung aus dem Strafregister entfernt wird. Das

Kassationsgericht kann diese'Maßnahmen nicht einlei­
ten, wenn es nur den Strafbefehl aufhebt, aber keine 
das Verfahren abschließende Entscheidung trifft. Audi 
der Staatsanwalt hat diese Möglichkeit nicht, weil er 
nicht die die Verurteilung aufhebende Entscheidung 
trifft.
Zu beachten ist weiter, daß jeder Bürger, wenn sich 
seine Verurteilung als falsch erweist, ein Recht auf Re­
habilitierung hat, und zwar durch das Organ, das ihn 
verurteilt. In der Regel ist es für einen Bürger durch­
aus nicht gleichgültig, ob er freigesprochen wird oder 
ob das Strafverfahren lediglich durch Verfügung des 
Staatsanwalts eingestellt wird.
Die vom Präsidium des Bezirksgerichts Suhl praktizierte 
und von Pompoes bejahte Verfahrensweise führt aber 
auch zu einer Schlechterstellung des Bürgers, bei dem 
wegen seiner sonst positiven Persönlichkeit, seiner Ge- 
ständigkeit und einer unkomplizierten, in ihren Aus­
wirkungen relativ geringfügigen Straftat das Straf­
befehlsverfahren angewendet werden kann, gegenüber 
denjenigen Bürgern, bei denen solche Gründe nicht 
vorliegen und deshalb eine Hauptverhandlung erforder­
lich war. In den zuletzt genannten Fällen wird die 
Rechtslage im Kassationsverfahren durch Freispruch so­
fort geklärt, während sie für den durch Strafbefehl Ver­
urteilten längere Zeit ungewiß bleibt. Eine hohe Wirk­
samkeit und Überzeugungskraft der gerichtlichen Ent- 
scheidüng erfordert aber auch die unverzügliche Wie­
derherstellung der Gesetzlichkeit.
Im übrigen schließt auch § 244 Abs. 1 StPO den Frei­
spruch eines rechtskräftig durch Strafbefehl Verurteil­
ten durch eine Kassationsentscheidung nicht aus. Der 
Begriff „Anklage“ in dieser Bestimmung kann u. E. nur 
im Sinne eines Schuldvorwurfs verstanden werden. Mit 
dem Antrag auf Erlaß eines Strafbefehls hat der Staats­
anwalt im Sinne dieser Bestimmung angeklagt. Diese 
Auffassung entspricht § 274 StPO. Sie ergibt sich auch 
daraus, daß es in der einem Einspruch gegen den Straf­
befehl folgenden Hauptverhandlung nicht der Einrei­
chung einer Anklageschrift bedarf. Anstelle des An­
klagevortrags wird der Strafbefehl verlesen./4/
Eine andere Auffassung läßt sich schließlich auch nicht 
damit rechtfertigen, daß jeder Bürger, gegen den ein 
Strafbefehl erlassen wird, dagegen Einspruch einlegen 
kann und daß dann gemäß § 274 StPO eine Hauptver­
handlung stattfindet, in der das Gericht eine Entschei­
dung treffen kann, die bei Kassation durch Selbstent- 
scheidung in einen Freispruch abgeändert werden 
kann.
Aus all diesen Gründen entspricht daher u. E. die vom 
Präsidium des Bezirksgerichts Suhl praktizierte und von 
Pompoes bejahte Verfahrensweise nicht dem Gesetz. 
Sie wirkt sich zum Nachteil der zu Unrecht verurteil­
ten Bürger aus und ist nicht geeignet, die Rechtssicher­
heit zu erhöhen.

;4/ Vgl. StPO-Lehrkommentar, Anm. 2 zu § 274 (S. 307).

Rechtsprechung
Strafrecht
§§ 121, 21 Abs. 4, 48 StGB.
1. Zur Drohung mit gegenwärtiger Gefahr für Leben 
und Gesundheit als Beginn der Ausführungshandlung 
einer Vergewaltigung.
2. Zur Anwendung staatlicher Kontrollmaßnahmen 
nach § 48 StGB bei Verurteilung wegen wiederholter 
schwerer Gewaltverbrechen.
OG, Urt. vom 21. November 1972 - 5 Ust 67/72.

Der 25jährige Angeklagte ist bereits einschlägig vorbe­
straft. Am 3. Januar 1972 verfolgte er gegen 22 Uhr die 
Zeugin B. in der Absicht, mit ihr gewaltsam geschlecht­
lich zu verkehren. Er forderte sie auf, mit ihm bis zum 
Ende einer unbeleuchteten Straße zu gehen. Als die Zeu­
gin das ablehnte, hielt ihr der Angeklagte einen Hirsch­
fänger dicht vor den Körper und sagte: „Wenn Du nicht 
mit mir gehst oder einen Ton von Dir gibst, steche ich 
zu.“ Die Zeugin schob den Angeklagten mit beiden Hän­
den von sich und sagte, daß ihr Mann auf sie warte. 
Daraufhin entfernte sich der Angeklagte.
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